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In diesem Frühjahr ist der Konflikt 
in der Ostukraine in sein fünftes 
Jahr gegangen. Ein baldiges Ende der 
Kämpfe zwischen Regierungstruppen 
und den von Russland kontrollier-
ten Separatisten ist auch nach über 
10 000 Toten nicht in Sicht. Das Ab-
kommen von Minsk von 2014/15, das 
eine friedliche Rückkehr der Separa-
tistengebiete in die Ukraine vorsieht, 
wurde noch immer nicht umgesetzt. 

Immerhin ist der Konflikt militä-
risch insofern eingedämmt, als sich 
beide Seiten hüten, die 500 Kilometer 
lange Front, die so genannte „Kontakt-
linie“, zu überschreiten. Die Ukrainer 
wissen, dass Russland innerhalb we-
niger Tage große Verbände über den 
Abschnitt der ukrainisch-russischen 
Grenze senden kann, der von den Se-
paratisten kontrolliert wird. Auf der 
anderen Seite sind sich Moskau und 
die Separatisten bewusst, dass ein 
weiterer Vorstoß nach Westen einen 
hohen Preis haben würde – sowohl 
militärisch, weil der Gegner mittler-
weile gut ausgerüstet und ausgebildet 

ist, als auch wirtschaftlich, weil er 
vom Westen mit schärferen Sanktio-
nen beantwortet werden dürfte.

Diese Situation ist paradox: Einer-
seits beklagen beide Seiten, dass der 
Konflikt „eingefroren“ ist, weil sich 
nichts Grundsätzliches ändert. Ande-
rerseits wird beklagt, die Weltöffent-
lichkeit vergesse, dass hier ein „hei-
ßer Krieg“ ausgetragen wird – ent-
sprechend äußerte sich die estnische 
Staatspräsidentin Kersti Kaljulaid 
Anfang Juni nach einem Besuch im 
Konfliktgebiet. Tatsächlich wird wei-
ter scharf geschossen, aber eben nur 
von einer Seite der Kontaktlinie auf 
die andere, meist mit indirektem Feu-
er, also mit Artillerie und Raketen-
werfern, deren Geschosse gekrümm-
te Flugbahnen haben. 

Dabei liegt der Verdacht nahe, dass 
es bei einigen Gefechten weniger um 
den militärischen Zweck geht als das 
Erzielen von Propagandaeffekten. 
Die Botschaft lautet dann entwe-
der „Schaut her, hier wird die Frei-
heit Europas verteidigt“ (Ukraine) 

Nikolaus von Twickel | Die Uhren sind auf Moskauer Zeit vorgestellt, und es 
gibt eigene Pässe, Autokennzeichen und Lehrpläne für die Schule. Die ab-
trünnigen „Volksrepubliken“ Donezk und Luhansk setzen sich fest. Militä-
risch ist der Konflikt eingedämmt, politisch bleibt er ungelöst. Die Ukraine 
muss hoffen, dass sich ihre größere Wirtschaftskraft als Magnet erweist.

In der Ostukraine verfestigen sich die „Quasi-Staaten“ Donezk und Luhansk 
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Mancherorts trennt 

die Feinde weniger 

als hundert Meter

oder „Schaut her, hier werden fried-
liche Zivilisten von Truppen der eige-
nen Regierung abgeschlachtet“ (Russ-
land/Separatisten). So hing ein schwe-
rer Zwischenfall Ende Januar 2017 im 
Raum Awdiiwka vermutlich mit dem 
Amtsantritt von US-Präsident Donald 
Trump zusammen. Die Kämpfe mit 
mindestens 37 Toten (darunter sieben 
Zivilisten) fanden zwischen Trumps 
erstem Telefonat mit dem russischen 
Präsidenten Wladimir Putin (28. Ja-
nuar) und seinem ersten Telefonat mit 
dem ukrainischen Staatschef Petro Po-
roschenko (4. Februar) statt.

Seit mehr als zwei Jahren setzt das 
ukrainische Militär darauf, Siedlun-
gen entlang der Kontaktlinie zu beset-
zen, die in der so genannten Grauzo-
ne zwischen den vordersten Stellun-
gen beider Seiten liegen. Im Novem-
ber rückten Truppen in Hladosowe 
und Trawnewe in der Region Donezk 
ein, Anfang dieses Jahres in Ka-
teryniwka in der Region Luhansk. 
Zwar betonen die Ukrainer, dass sie 
sich an die Regeln von Minsk halten, 
weil sie die Kontaktlinie nicht über-
schreiten. Doch das Eskalationsrisiko 
steigt, weil die verfeindeten Truppen 
näher aneinanderrücken. Mancher-
orts trennt sie weniger als 100 Meter.

Gestärktes Militär

Nun kommen weitere Risiken hinzu. 
Am 1. Mai trat das ukrainische Don-
bass-Reintegrationsgesetz in Kraft, 
das unter anderem die Kommando
gewalt vom Inlandsgeheimdienst 
SBU an die Streitkräfte überträgt. 
Dies dürfte das Selbstvertrauen des 
ukrainischen Militärs steigern, eben-
so wie das Eintreffen der lang erwar-
teten amerikanischen Panzerabwehr-
lenkwaffen vom Typ „Javelin“. Hinzu 
kommt, dass 2019 in der Ukraine Par-

laments- und Präsidentschaftswahlen 
anstehen. Staatschef Petro Poroschen-
ko würde wohl gerne wiedergewählt 
werden, hat aber mit kata-
strophalen Umfragewer-
ten zu kämpfen – zuletzt 
wollten gerade noch 6 Pro-
zent der Ukrainer für ihn 
stimmen. In dieser Lage 
wird er auf militärische Stärke set-
zen, da sind sich die Beobachter einig.

Offensichtlich ist, dass die Uk-
rainer Hinweise auf Schwächen des 
Gegners sofort ausnutzen. Als am 
11. Mai die Moskauer Mediengruppe 
RBC den Rücktritt von Putins ein-
flussreichem Donbass-Beauftragten 
Wladislaw Surkow meldete, rückten 
Regierungstruppen in Tschyhari ein, 
eine Grauzonen-Siedlung westlich 
der von Separatisten kontrollierten 
Stadt Horliwka. Und als im Novem-
ber ein bewaffneter Putsch den bishe-
rigen Machthaber der Separatisten in 
Luhansk aus dem Amt fegte, nahmen 
Regierungstruppen, wie beschrieben, 
Hladosowe und Trawnewe ein.

Wie in Zukunft die Politik auf Sei-
ten Russlands und der weitestgehend 
vom Kreml kontrollierten Separatis-
ten aussehen wird, ist schwerer ein-
zuschätzen. Putin selbst hat seit sei-
ner Wiederwahl im März wenig Neu-
es zum Thema Ukraine gesagt. Der 
Westen wiederum setzt weiterhin auf 
die Entsendung einer UN-Friedens
truppe, aber nach wie vor stehen sich 
zwei völlig verschiedene Konzepte ge-
genüber: Während die Ukraine und 
ihre Verbündeten eine robuste Trup-
pe wollen, die den gesamten Donbass 
einschließlich der russischen Gren-
ze kontrolliert, will Putin nur leicht 
bewaffnete Eskorten zum Schutz der 
OSZE-Beobachter akzeptieren, und 
auch nur entlang der Kontaktlinie.
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Im Herbst 2018 enden in den bei-
den „Volksrepubliken“ Donezk und 
Luhansk die vierjährigen Amtszeiten 
der Anführer und De-facto-Parlamen-
te. Doch nach welchem Recht soll neu 
gewählt werden? Die Ukraine und 
der Westen bestehen darauf, dass die 
Wahlen erst dann abgehalten wer-
den dürfen, wenn die Separatisten-
gebiete wieder komplett unter Regie-
rungskontrolle sind. Schließlich steht 
im Minsker Maßnahmenpaket vom 
Februar 2015 (Punkt 4), dass Wah-
len unter ukrainischem Recht statt-
finden sollen. Das gilt in den „Volks-
republiken“ bislang nicht. Nicht nur 
endet die Autorität der Kiewer Re-
gierung an den schwer bewaffneten 
Militärposten entlang der Kontakt-
linie; praktisch ist auch allen ukrai-
nischen Politikern, Journalisten und 
Personen des öffentlichen Lebens der 
Zugang zu den Separatistengebieten 
versperrt, sodass auch kein ansatz-
weise normaler Wahlkampf möglich 
ist. Die Separatisten dagegen können 

auf Punkt 9 desselben Abkommens 
verweisen, wo es heißt, dass die Wie-
derherstellung der ukrainischen Kon-
trolle über die eigene Staatsgrenze am 
Tag nach der Wahl beginnen soll.

Das Problem ist nicht neu. Bereits 
2015/16 hatten die „Volksrepubliken“ 
Kommunalwahlen abhalten wol-
len, diese aber – offenbar unter rus-
sischem Druck – mehrfach und zu-
letzt unbefristet verschoben. Ob sich 
Russland und die Separatisten dies-
mal mit einer Verschiebung zufrie-
dengeben, ist fraglich. Denn es geht 
nicht um Bezirksverordnete, sondern 
um die höchsten „Staatsämter“. Vor 
allem der Chef der „Volksrepublik“ 
Luhansk, Leonid Passetschnik, dürf-
te ein starkes Interesse an einer bal-
digen Wahl haben, weil er sein Amt 
dem Putsch vom November verdankt. 

Das größte Problem sind jedoch 
die „Volksrepubliken“ selbst. Denn 
diese Gebilde, die im Frühjahr 2014 
von bis dahin weitgehend unbekann-
ten Aktivisten ausgerufen wurden, 

Bild nur in  
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Nur Südossetien 

erkennt die „Volks- 

republiken“ an

sind von keinem Staat der Welt aner-
kannt worden, auch nicht von Russ-
land (die einzige Ausnahme ist Süd-
ossetien, das aber selbst nur von sehr 
wenigen Staaten anerkannt ist). Im 
Minsker Abkommen kommen sie 
nicht vor, dort ist von „bestimmten 
Bezirken“ der Regionen Donezk und 
Luhansk die Rede. Die Separatisten-
führer Alexander Sachartschenko 
(Donezk) und der im November ge-
stürzte Igor Plotnizki (Luhansk), die 
alle drei Teile des Abkommens (Pro-
tokoll, Memorandum und Maßnah-
menpaket) unterschrieben haben, ta-
ten dies ohne Amtsbezeichnung.

Die Ukraine und ihre Unterstüt-
zer verlangen eine Abschaffung der 
„Volksrepubliken“. Der US-Sonder-
beauftragte Kurt Volker erklärte 
kürzlich, dass ihre Auflösung integ-
raler Bestandteil der Umsetzung des 
Minsker Abkommens sei. „Minsk 
umsetzen = diese illegalen Struktu-
ren auflösen. Sie nicht auflösen wol-
len = Minsk nicht umsetzen wollen“, 
twitterte Volker am 5. März. 

Eigene Pässe und Lehrpläne

Betrachtet man aber die jüngeren 
Entwicklungen innerhalb der beiden 
„Volksrepubliken“, wird schnell klar, 
dass eine baldige Auflösung nicht ein-
fach ist. Je länger sie existieren, desto 
mehr setzen sich diese Quasi-Staaten 
fest. Seit mehreren Jahren ist der rus-
sische Rubel offizielles Zahlungsmit-
tel, und die Uhren wurden auf Mos-
kauer Zeit vorgestellt. Mittlerweile 
gibt es eigene Pässe, Kfz-Kennzeichen 
und Lehrpläne für Schulen. Sowohl 
in Donezk als auch in Luhansk ist nur 
selten von einer Rückkehr in die Uk-
raine im Rahmen des Minsker Ab-
kommens die Rede. Viel lieber und 
häufiger schwärmen die Separatisten-

führer von der fortschreitenden Inte-
gration mit Russland. 

Verstärkt wurde diese Entwick-
lung im Jahr 2017, als ukrainische 
Aktivisten die verbleibenden Han-
delswege zwischen den „Volksrepu-
bliken“ und regierungs-
kontrolliertem Gebiet blo-
ckierten. Im Anschluss 
verhängten beide Seiten 
eine offizielle Handels-
sperre, sodass die Betrie-
be in den von Separatisten kontrol-
lierten Gebieten ihre bisherigen Zu-
lieferer und Absatzmärkte verloren. 
Den vollmundigen Ankündigungen, 
man werde die Betriebe binnen we-
niger Monate neu nach Russland aus-
richten, sind bislang kaum Taten ge-
folgt. Ein Grund dafür dürfte die Tat-
sache sein, dass russische Konzerne, 
die mit den „Volksrepubliken“ direkt 
Handel treiben, mit westlichen Sank-
tionen rechnen müssen. 

Trotzdem wird in den Erklärun-
gen der Separatisten und ihren offi-
ziellen Medien unentwegt die unver-
brüchliche Freundschaft mit Russ-
land und die Feindschaft mit der 
Ukraine und dem Westen beschwo-
ren. Auch die russischen Staatsmedi-
en sind stramm auf diesem Kurs. So 
verfestigt sich innerhalb der „Volks-
republiken“ die Vorstellung, enger zu 
Russland als zur Ukraine zu gehören. 

Umstritten ist, wie stark die ein-
heimische Bevölkerung die Separa-
tisten tatsächlich unterstützt. Tele-
fonische Umfragen des Königsteiner 
IFAK-Instituts im Auftrag des Ber-
liner Zentrums für Osteuropa- und In-
ternationale Studien (2017) sowie des 
Kiewer „Donbas Think Tank“ (2018) 
deuten auf eine geringe Identifizie-
rung als „Bürger der Volksrepublik 
Donezk“ (13 Prozent der Befragten), 
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Die größte Hoffnung 

ist, dass es Moskau 

zu teuer wird

aber eine relativ große Bereitschaft, 
sich mit Russland zu identifizieren 
(zwischen 40 und 50 Prozent). 

Wie alle soziologischen Erhebun-
gen in autoritären Systemen sind sol-
che Zahlen mit Vorsicht zu genießen, 
weil die Befragten Repressionen be-
fürchten müssen (etwa weil ihre Te-

lefone abgehört werden), 
wenn sie nicht im Sin-
ne der Machthaber ant-
worten. Dennoch ist es 
schwer vorstellbar, dass 
eine Rückkehr der Sepa-

ratistengebiete – wie auch immer ge-
artet – in die Ukraine leicht wird. Das 
Risiko von bewaffnetem Widerstand 
steigt, je länger die „Volksrepubliken“ 
ihre prorussische Ideologie in Medi-
en, Schulen und Hochschulen verbrei-
ten und je länger an der Front für sie 
gestorben wird. 

Die Aussichten auf eine baldige 
Verhandlungslösung sind schlecht. 
Die größte Hoffnung ukrainischer 
und westlicher Experten beruht auf 
der Vermutung, dass die Subventio-
nierung der zwei „Volksrepubliken“ 
mit ihren knapp drei Millionen Ein-
wohnern für Moskau irgendwann 
zu teuer werden könnte. Nicht erst 
seit der Handelsblockade hängen Do-
nezk und Luhansk am Tropf Russ-
lands. Allein 2017 bezahlte Moskau 
nach ukrainischen Angaben mehr 
als zwei Drittel des Jahresetats der 
„Volksrepublik Luhansk“, umgerech-
net knapp 500 Millionen Euro. Rech-
net man die Subventionen für die 
deutlich größere „Volksrepublik Do-
nezk“ und die vermutlich umfangrei-
chen Militärausgaben dazu, kommt 
man auf Kosten von zwei Milliarden 
Euro und mehr im Jahr.

Eine weitere Hoffnung liegt in 
den vielen Begegnungen von Men-

schen aus den Regierungs- und Sepa-
ratistengebieten. Zehntausende Men-
schen pendeln täglich über die Kon-
taktlinie, die zahlreiche Siedlungen 
völlig willkürlich trennt. Im April wa-
ren es nach UN-Angaben eine Milli-
on. Der ständige Bevölkerungsaus-
tausch ist eine Besonderheit im Don-
bass-Konflikt, und er lässt die Uk-
raine deutlich attraktiver erscheinen 
als die „Volksrepubliken“. Nicht nur 
ist die Versorgungslage in den regie-
rungskontrollierten Gebieten besser, 
die Löhne und Gehälter sind es auch. 
In der „Volksrepublik“ Donezk lag der 
durchschnittliche Monatslohn Anfang 
2018 bei 10 000 Rubel (136 Euro). Das 
war weniger als die Hälfte des Durch-
schnittslohns im regierungskont-
rollierten Teil der Region, der 8927 
Hrywna (287 Euro) betrug.

Die Schlussfolgerung für die west-
liche Staatengemeinschaft ist klar: 
Das wichtigste Instrument, um den 
Völkerrechtsbruch in der Ostukrai-
ne zu heilen und die „Volksrepubli-
ken“ wieder in die Ukraine zu integ-
rieren, ist die geduldige und beharrli-
che Stärkung der Ukraine selbst. Da-
bei geht es weniger um militärische 
Hilfe als um den Aufbau einer leis-
tungsfähigen Wirtschaft und rechts-
staatlicher Strukturen sowie die Be-
kämpfung der Korruption. Nur so 
wird es der Ukraine gelingen, Strahl-
kraft weit über die „Kontaktlinie“ hi-
naus zu entwickeln. 
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